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Kreis Lippe 
 

144 Immissionsschutz 

 
Aktenzeichen: 
766.0023/18/1.6.2 (HB-33) 
 
Genehmigung zur Errichtung und zum Betrieb einer 
Windenergieanlage in 32805 Horn-Bad Meinberg, Ge-
markung Belle, Flur 5, Flurstück 209 (HB-33) 
 

Der Energiequelle GmbH, Heriwardstraße 15, 28759 Bre-
men, wurde mit Bescheid vom 26.03.2021 die Genehmigung 
gem. § 4 BImSchG zur Errichtung und zum Betrieb einer 
Windenergieanlage des Typs Enercon E-147 EP5 E2 (5.000 
kW Nennleistung, 155,1 m Nabenhöhe, 147,0 m Rotor-
durchmesser) erteilt. Die öffentliche Bekanntmachung des 
Genhmigungsbescheides erfolgt gem. § 10 Abs. 7 S. 2, Abs. 
8 S. 2 u. 3 BImSchG i.V.m. § 21a der 9. BImSchV. 
 
Der Genehmigungsbescheid enthält u.a. Bedingungen und 
Auflagen zur Sicherstellung des Immissionsschutzes, zum 
Baurecht, zum Landschafts- und Naturschutz, zum Brand-
schutz, Gewässerschutz, Abfallrecht, zum Arbeitsschutz 
und zum Luftverkehrsrecht. Die Genehmigung erlischt, 
wenn nicht innerhalb von drei Jahren nach der Bestandskraft 
dieses Bescheids mit dem Betrieb der Windenergieanlage 
begonnen worden ist. 
 
Die Rechtsbehelfsbelehrung der Genehmigung lautet: 
 
Rechtsbehelfsbelehrung 
 

Gegen diesen Bescheid kann innerhalb eines Monats nach 
seiner Zustellung Klage erhoben werden.  
 
Die Klage ist beim Oberverwaltungsgericht für das Land 
Nordrhein-Westfalen, Aegidiikirchplatz 5, 48143 Münster, 
schriftlich oder zur Niederschrift des Urkundsbeamten der 
Geschäftsstelle zu erklären. Die Klage muss den Kläger, 
den Beklagten und den Gegenstand des Klagebegehrens 
bezeichnen und soll einen bestimmten Antrag enthalten. Auf 
die Pflicht zur Vertretung durch einen Prozessbevollmäch-
tigten vor dem Oberverwaltungsgericht gemäß § 67 Absatz 
4 VwGO wird hingewiesen. Falls die Frist durch das Ver-
schulden eines von Ihnen Bevollmächtigten versäumt wer-
den sollte, so würde dessen Verschulden Ihnen zugerechnet 
werden. 
 
Die Klage kann auch durch Übertragung eines elektroni-
schen Dokuments an die elektronische Poststelle des Ge-
richts erhoben werden. Das elektronische Dokument muss 
für die Bearbeitung durch das Gericht geeignet sein. Es 
muss mit einer qualifizierten elektronischen Signatur verse-
hen sein oder von der verantwortenden Person signiert und 
auf einem sicheren Übermittlungsweg gemäß § 55a Abs. 4 
VwGO eingereicht werden. Die für die Übermittlung und Be-
arbeitung geeigneten technischen Rahmenbedingungen be-
stimmen sich nach näherer Maßgabe der Verordnung über 
die technischen Rahmenbedingungen des elektronischen 
Rechtsverkehrs und über das besondere elektronische Be-
hördenpostfach (Elektronischer-Rechtsverkehr-Verordnung 
ï ERVV) vom 24. November 2017 (BGBl. S. 3803). 
 
 
 
 

 
Hinweise zur Klageerhebung in elektronischer Form und 
zum elektronischen Rechtsverkehr finden Sie auf der Home-
page des Oberverwaltungsgerichts Nordrhein-Westfalen 
(www.ovg.nrw.de) und des Verwaltungsgerichts Minden. 
 
Hinweis 
Nach § 63 BImSchG haben Widerspruch und Anfechtungs-
klage eines Dritten gegen die Zulassung einer Windenergie-
anlage an Land mit einer Gesamthöhe von mehr als 50 Me-
tern keine aufschiebende Wirkung. Das Oberverwaltungs-
gericht für das Land Nordrhein-Westfalen, Aegidiikirchplatz 
5, 48143 Münster, kann auf Antrag die aufschiebende Wir-
kung der Klage anordnen (§ 80 VwGO). 
 
Der Genehmigungsbescheid kann innerhalb der Ausle-
gungsfrist im Zeitraum vom 13.04.2021 bis einschließlich 
27.04.2021 gem. § 3 Abs. 1 Planungssicherstellungsgesetz 

(PlanSiG) i.V.m. § 27a Abs. 1 Verwaltungsverfahrensgesetz 
NRW (VwVfG NRW) auf der Internetseite des Kreises Lippe 
unter  
 
https://www.kreis-lippe.de/kreis-lippe/aktuelles/amtliche-be-
kanntmachungen/bekanntmachungen-umwelt-und-ener-
gie.php (ĄImmissionsschutz Ą Verfahren mit Öffentlich-
keitsbeteiligung) abgerufen und eingesehen werden. 
 
Die gem. § 10 Abs. 8 Satz 3 BImSchG vorzunehmende Aus-
legung des Genehmigungsbescheides wird somit gem. § 3 
Abs. 1 Satz 1 PlanSiG durch Veröffentlichung im Internet er-
setzt. 
 
Zudem wird die Entscheidung über das länderübergreifende 
UVP-Portal unter https://uvp-verbund.de/nw bekannt ge-
macht. 
 
Daneben liegt der Genehmigungsbescheid während des 
o.g. Auslegungszeitraumes als zusätzliches Informationsan-
gebot gem. § 3 Abs. 2 PlanSiG bei 
 
ü der Kreisverwaltung Lippe, Bürgerservice am Hauptein-

gang, 32756 Detmold, Felix-Fechenbach- Straße 5, 
 
ü der Stadt Horn-Bad Meinberg, Stadtentwicklung, Bauen 

und Liegenschaften - Raum 24, 32805 Horn-Bad Mein-
berg, Marktplatz 2, 

 
ü der Stadt Steinheim, Fachbereich Planen und Bauen - 

Raum 201, 32839 Steinheim, Marktstraße 2   
 

aus und kann dort während der Dienststunden für die Dauer 
von zwei Wochen eingesehen werden.  

 
Voraussetzung für den Einlass in die Verwaltungsge-
bäude ist das Tragen eines Mund-Nasen-Schutzes und 
eine Terminvereinbarung für die Einsichtnahme. 
 
Termine für die Einsichtnahme können unter folgenden 
Telefonnummern vereinbart werden: 
 
¶ Kreisverwaltung Lippe, Bürgerservice,  Tel.: 05231-62-300 

¶ Stadtverwaltung Horn-Bad Meinberg,  Tel.: 05234-201-271 

¶ Stadtverwaltung Steinheim,  Tel.: 05233-210 
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Dienststunden der Kreisverwaltung Lippe, Bürgerservice: 
Montag bis Donnerstag: von 07:30 Uhr bis 18:00 Uhr 
Freitag: von 07:30 Uhr bis 13:00 Uhr 
 
Dienststunden der Stadtverwaltung Horn-Bad Meinberg, 
Stadtentwicklung, Bauen und Liegenschaften: 

Mo., Di., Do., Fr.: von 08:30 Uhr bis 12:00 Uhr  
Mittwoch: von 07:30 Uhr bis 12:30 Uhr 
Donnerstag: von 08:30 Uhr bis 12:00 Uhr  
und  von 14:00 Uhr bis 17:30 Uhr 
sowie nach Vereinbarung. 
 
Dienststunden der Stadtverwaltung Steinheim, Fachbereich 
Planen und Bauen: 

Montag bis Freitag: von 08:30 Uhr bis 12:30 Uhr  
Donnerstag zusätzlich: von 14:00 Uhr bis 16:30 Uhr 
sowie nach Vereinbarung.  
 
Personen, die Einwendungen erhoben haben, können den 
Bescheid und seine Begründung bis zum Ablauf der Klage-
frist beim Kreis Lippe, Fachgebiet 702 - Immissionsschutz, 
Klimaschutz, Energie und Mobilität schriftlich oder elektro-
nisch anfordern. 
 
Mit Ende der Auslegungsfrist (27.04.2021, 24:00 Uhr) gilt 

der Bescheid auch gegenüber Dritten, die keine Einwendun-
gen erhoben haben, als zugestellt.  
 
Detmold, 12.04.2021 
 
Kreis Lippe 
Der Landrat 
Im Auftrag  
gez.  
 
 
Kerkmann 

Kr.Bl.Lippe 12.04.2021 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 

 

145 Feststellung der 7-Tages-Inzidenz wegen der 
Überschreitung des Wertes von 200 für die Ge-
meinde Leopoldshöhe 

 
Unter Bezugnahme auf die Anordnungen unter I. 2. der ĂAll-

gemeinverfügung des Kreises Lippe zur Umsetzung von 

Schutzmaßnahmen, die der Verhütung und Bekämpfung ei-

ner weiteren Ausbreitung des Coronavirus SARS-CoV-2 auf 

dem Gebiet des Kreises Lippe dienenñ vom 25. März 2021, 

veröffentlicht im Kreisblatt - Amtsblatt des Kreises Lippe und 

seiner Städte und Gemeinden, Nr. 23 ï 25. März 2021 - lau-

fende Ziffer 135 wird festgestellt, dass die 7-Tages-Inzidenz 

für die Gemeinde Leopoldshöhe den Wert von 200 seit dem 

07.04.2021 überschreitet.  

Eine nachhaltige und signifikante Überschreitung des ge-

nannten Inzidenzwertes ist damit auf der Grundlage der 

Prognosen des Kreises Lippe gegeben. 

Kr.Bl.Lippe 12.04.2021 
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Stadt Bad Salzuflen 
 
146 134. Änderung des Flächennutzungsplanes  
 ĂVitaSolñ, Ortsteil Bad Salzuflen  

1. Ergebnisse aus der frühzeitigen Beteiligung 
2. Beschluss der öffentlichen Auslegung 

 
Beschluss des Ausschusses für Stadtentwicklung und 

Wirtschaftsförderung vom 02.03.2021 

 
1.  Ergebnisse aus der frühzeitigen Öffentlichkeitsbeteili-

gung 
 Die während der frühzeitigen Beteiligung vorgebrachten 

Stellungnahmen der Öffentlichkeit und der Behörden 

und sonstigen Träger öffentlicher Belange werden zur 

Kenntnis genommem. Deren Berücksichtigung bzw. Auf-

nahme in den Änderungsentwurf gemäß der durchge-

führten Abwägung wird zugestimmt.  

 
2. Beschluss zur öffentlichen Auslegung  

 Dem Entwurf der 134. Änderung des Flächennutzungs-

planes der Stadt Bad Salzuflen, Bereich ĂVitaSolñ, Orts-

teil Bad Salzuflen mit der zugehörigen Begründung in der 

Fassung vom 20.01.2021 einschließlich Umweltbericht 

wird zugestimmt. Der Entwurf zur Flächennutzungs-

planänderung ist gemäß § 3 Abs. 2 Baugesetzbuch 

(BauGB) für mindestens 30 Tage öffentlich auszulegen.  

 
Die öffentliche Auslegung für die o.g. Änderung des Flä-

chennutzungsplanes wird in der Zeit vom  

 
20.04.2021 ï 21.05.2021 

 
während der Öffnungszeiten 

 
Montag bis Mittwoch 08.00 - 16.00 Uhr 
Donnerstag 08.00 - 17.30 Uhr 
Freitag  08.00 - 12.00 Uhr 

 
im Fachdienst Stadtplanung und Umwelt, 1. Oberge-
schoß, Rudolph-Brandes-Allee 14, 32105 Bad Salzuflen, 
durchgeführt.  
 
Der Planentwurf mit der Begründung einschließlich Um-
weltbericht, sowie die bereits vorliegenden, nach Ein-
schätzung der Stadt Bad Salzuflen wesentlichen, um-
weltbezogenen Stellungnahmen liegen zu jedermanns 
Einsicht für die Dauer des oben genannten Zeitraums öf-
fentlich aus. Gemäß § 3 Abs. 3 BauGB wird darauf hin-
gewiesen, dass eine Vereinigung im Sinne des § 4 Abs. 
3 Satz 1 Nr. 2 des Umwelt-Rechtsbehelfsgesetzes in ei-
nem Rechtsbehelfsverfahren nach § 7 Abs. 3 Satz 1 des 
Umwelt-Rechtsbehelfsgesetzes mit allen Einwendungen 
ausgeschlossen ist, die sie im Rahmen der Auslegungs-
frist nicht oder nicht rechtzeitig geltend gemacht hat, 
aber hätte geltend machen können.  
 
Im Zusammenhang mit den Maßnahmen zur Vorbeu-
gung gegen die weitere Ausbreitung des Corona-Virus 
(Planungssicherstellungsgesetz ï PlanSiG in der Fas-
sung der Bekanntmachung vom 18.03.2021) wird darauf 
hingewiesen, dass die Einsichtnahme im Fachdienst 
Stadtplanung und Umwelt nur nach vorheriger telefoni-
scher Absprache zu den genannten Zeiten unter der Te-
lefonnummer 05222 952-184 möglich ist. Nach terminli- 
 

 
cher Absprache wird Ihnen der Einlass in das Dienstge-
bäude gewährt. Aus Gründen des Infektionsschutzes 
und der Vorsorge kann der Zutritt zu den öffentlich aus-
gelegten Unterlagen nur einzelnen Personen, max. zwei 
Personen aus einem Haushalt, gewährt werden.  
 
Es wird besonders darauf hingewiesen, dass neben der 
öffentlichen Auslegung im Fachdienst Stadtplanung und 
Umwelt sämtliche Unterlagen während der Auslegungs-
frist auch im Internet unter www.stadt-bad-salzuf-
len.de/aktuelle-bauleitplanung eingesehen werden kön-
nen.  
 
Fragen, die zu den öffentlich ausgelegten Unterlagen be-
stehen, könnnen telefonisch bei dem zuständigen An-
sprechpartner unter 05222 952-184 gestellt werden. Es 
wird darum gebeten, um persönliche Kontakte auf Grund 
des Infektionsschutzes zu vermeiden, nach Möglichkeit 
die Online-Unterlagen zur Einsichtnahme zu verwenden.  
 
Während der Auslegungsfrist können Stellungnahmen 
bei der vorgenannten Auslegungsstelle abgegeben wer-
den. Stellungnahmen können beispielsweise schriftlich, 
per E-Mail (stadtplanung@bad-salzuflen.de), auf der 
oben genannten Internetseite, oder zur Niederschrift 
während der vereinbarten Termine vorgebracht werden. 
Es wird darauf hingewiesen, dass nicht fristgerecht ab-
gegebene Stellungnahmen bei der Beschlussfassung 
über den Flächennutzungsplan unberücksichtigt bleiben 
können.  
 
Ziel der 134. Änderung des Flächennutzungsplanes ist 
es, die planungsrechtlichen Voraussetzungen für die Re-
alisierung eines Thermenhotels mit direktem Anschluss 
an die VitaSol-Therme zu schaffen. Hierzu sollen im Gel-
tungsbereich sowohl die Darstellung der südlichen Flä-
che, die bisher als Sonderbaufläche mit der Zweckbe-
stimmung ĂKur und Kurklinikñ und als gesundheitlichen 
Zwecken dienende Gebäude und Einrichtungen darge-
stellt ist, als auch die Darstellung der Grünfläche im nörd-
lichen Bereich zurückgenommen werden und künftig als 
Sonderbauflªche mit der Zweckbestimmung ĂTherme 
und Hotelñ dargestellt werden.  

 
Folgende Arten umweltbezogene Informationen und we-
sentliche bereits vorliegende umweltbezogene Stellungnah-
men sind verfügbar: 
 
I Begründung und Umweltbericht 
 

In der Begründung und dem Umweltbericht werden u.a. 
die Bestandssituation und die Belange des Umwelt-
schutzes, insbesondere die Auswirkungen auf Tiere, 
Pflanzen, Fläche, Boden, Wasser, Luft, Klima, Land-
schaft, biologische Vielfalt sowie die umweltbezogene 
Auswirkungen auf den Menschen und seine Gesundheit 
sowie auf Kulturgüter und sonstige Sachgüter und deren 
Wechselwirkungen und Wirkungsgefüge untereinander 
sowie die geplanten Maßnahmen zur Vermeidung Ver-
ringerung und zum Ausgleich nachteiliger Auswirkungen 
untersucht und bewertet.  
 
In der Begründung und dem Umweltbericht werden u.a. 
die Themen Artenschutzrechtliche Prüfung, Oberflä-
chengewässer und Grundwasser/Quellenschutz, Alt-
standorte/Altlasten und Vermeidungsmaßnahmen be-
handelt. 
 

http://www.stadt-bad-salzuflen.de/aktuelle-bauleitplanung
http://www.stadt-bad-salzuflen.de/aktuelle-bauleitplanung
mailto:stadtplanung@bad-salzuflen.de
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II Fachgutachten und fachgutachterliche Stellungnahmen 
 

Artenschutzrechtlicher Fachbeitrag und Umweltbericht, 
Büro Bertram Mestermann, Januar 2021 mit Aussagen 
zu planungsrelevanten Arten (Vögel und Fledermäuse) 
und einer empfohlenen Bauzeitenbeschränkung;  

 insbesondere betroffene Umweltbelange: Tiere und 
Pflanzen 

 
III Stellungnahmen von Behörden und sonstigen Träger öf-

fentlicher Belange aus der Beteiligung gemäß § 4 Abs. 1 
BauGB 

 
1.  Stellungnahme vom Kreis Lippe mit Aussagen zum 

Thema Wasserwirtschaft über die Neufestsetzungen 
der Wasser- und Quellenschutzgebiete und die sich 
daraus wahrscheinlich ergebenden weitergehenden 
Einschränkungen bei geplanten Bodeneingriffen so-
wie die nicht zulässige Überbauung des Schwaghof-
baches; 

 insbesondere betroffene Umweltbelange: Wasser, 
Boden 

 
2.  Stellungnahme vom Geologischen Dienst über Hin-

weise zum Baugrund und dem Umgang mit dem 
Schutzgut Boden;  

 insbesondere betroffene Umweltbelange: Boden 
 
3.  Stellungnahme vom Lippischen Heimatbund mit Aus-

sagen zu Regional- und Landschafts- sowie Flächen-
nutzungsplan, Umweltprüfung oder zum Land-
schaftsbild, der Infrastruktur und dem Landschafts- 
und Wasserschutzgebiet;  

 insbesondere betroffene Umweltbelange: Land-
schaft, Boden, Wasser 

 
IV Stellungnahmen der Öffentlichkeit aus der Beteiligung 

gemäß § 3 Abs. 1 BauGB 
 
 Stellungnahmen der Öffentlichkeit zu Themen wie Regi-

onal- und Landschafts- sowie Flächennutzungsplan, 
Umweltprüfung oder zum Landschaftsbild und der Infra-
struktur; insbesondere betroffene Umweltbelange: Land-
schaft, Boden, Wasser 

 
 Die zur Anwendung kommenden DIN-Normen und sons-

tigen Gesetzestexte werden während der Offenlage zur 
allgemeinen Einsicht bereitgehalten.  

 
 Der Geltungsbereich ist in dem beigefügten Übersichts-

plan grafisch dargestellt. Für die genauen Abgrenzungen 
sind die in den Planunterlagen vorgenommenen Grenz-
eintragungen verbindlich. 

 
Stadt Bad Salzuflen, den 29.03.2021 
 
Der Bürgermeister 
In Vertretung 
 
 
Zimmermann 
Technischer Beigeordneter 

Kr.Bl.Lippe 12.04.2021 
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147 Satzung gemäß § 34 Abs. 4 Nr. 3 BauGB - Innen-
bereichssatzung 06IB01 ĂNordheider Wegñ, 
Ortsteil Holzhausen 
1. Aufstellungsbeschluss 
2. Beschluss der öffentlichen Auslegung 

 
Beschluss Ausschusses für Stadtentwicklung und Wirt-
schaftsförderung vom 02.03.2021 

 
1.  Aufstellungsbeschluss 
 
 Die Aufstellung der Innenbereichssatzung ĂNordheider 
Wegñ, Ortsteil Holzhausen gemªÇ Ä 34 Abs.4 Satz 3 
Baugesetzbuch (BauGB) in Verbindung mit § 7 der Ge-
meindeordnung für das Land Nordrhein-Westfalen (GO 
NRW) wird beschlossen. Die Aufstellung der Innenbe-
reichssatzung erfolgt nach den Regelungen des § 13 
BauGB ohne Durchführung einer Um-weltprüfung ge-
mäß § 2 Abs. 4 BauGB. Der Geltungsbereich geht aus 
dem zu diesem Be-schluss gehörenden Übersichtsplan 
hervor. 

 
2.  Beschluss der öffentlichen Auslegung 
 
 Dem Entwurf der Innenbereichssatzung ĂNordheider 
Wegñ, Ortsteil Holzhausen mit der zu-gehörigen Begrün-
dung in der Fassung vom 21.01.2021 wird zugestimmt. 
Der Entwurf der Innenbereichssatzung ist gemäß § 3 
Abs. 2 Baugesetzbuch für mindestens 30 Tage öffent-
lich auszulegen. 

 
Die öffentliche Auslegung für die o.g. Innenbereichssat-
zung wird in der Zeit vom 
 

20.04.2021 - 21.05.2021 
 
während der Öffnungszeiten 

 

Montag bis Mittwoch 08.00 - 16.00 Uhr 
Donnerstag 08.00 - 17.30 Uhr 
Freitag  08.00 - 12.00 Uhr 

 

im Fachdienst Stadtplanung und Umwelt, 1. Oberge-
schoss, Rudolph-Brandes-Allee 14, 32105 Bad Salzuf-
len durchgeführt.  
 
Der Entwurf der Innenbereichssatzung mit der Begrün-
dung liegt zu jedermanns Einsicht für die Dauer des oben 
genannten Zeitraums öffentlich aus. 
 
Im Zusammenhang mit den Maßnahmen zur Vorbeu-
gung gegen die weitere Ausbreitung des Corona-Virus 
(Planungssicherstellungsgesetz ï PlanSiG in der Fas-
sung der Bekanntmachung vom 18.03.2021) wird darauf 
hingewiesen, dass die Einsichtnahme im Fachdienst 
Stadtplanung und Umwelt nur nach vorheriger telefoni-
scher Absprache zu den genannten Zeiten unter der Te-
lefonnummer 05222 952-192 möglich ist. Nach terminli-
cher Absprache wird Ihnen der Einlass in das Dienstge-
bäude gewährt. Aus Gründen des Infektionsschutzes 
und der Vorsorge kann der Zutritt zu den öffentlich aus-
gelegten Unterlagen nur einzelnen Personen, max. zwei 
Personen aus einem Haushalt, gewährt werden.  
 
 
 
 
 

 
Es wird besonders darauf hingewiesen, dass neben der 
öffentlichen Auslegung im Fachdienst Stadtplanung und 
Umwelt sämtliche Unterlagen während der Auslegungs-
frist auch im Internet unter www.stadt-bad-salzuf-
len.de/aktuelle-bauleitplanung eingesehen werden kön-
nen. Dort kann auch eine Stellungnahme abgegeben 
werden. 
 
Fragen, die zu den öffentlich ausgelegten Unterlagen be-
stehen, könnnen telefonisch bei dem zuständigen An-
sprechpartner unter 05222 952-192 gestellt werden. Es 
wird darum gebeten, um persönliche Kontakte auf Grund 
des Infektionsschutzes zu vermeiden, nach Möglichkeit 
die Online-Unterlagen zur Einsichtnahme zu verwenden.  
 
Während der Auslegungsfrist können Stellungnahmen 
bei der vorgenannten Auslegestelle abgegeben werden. 
Stellungnahmen können beispielsweise schriftlich, per 
Email (stadtplanung@bad-salzuflen.de), auf der oben 
genannten Internetseite oder zur Niederschrift während 
der vereinbarten Termine vorgebracht werden. Es wird 
darauf hingewiesen, dass nicht fristgerecht abgegebene 
Stellungnahmen bei der Beschlussfassung über die In-
nenbereichssatzung unberücksichtigt bleiben können. 
 
Planungsziel der Innenbereichssatzung ist die Einbezie-
hung von Außenbereichsflächen in den Innenbereich, 
um die Baulücke entlang des Nordheider Weges zu 
schließen und Nachverdichtung mit Wohnbebauung au-
ßerhalb der Kernstadt zu ermöglichen. Die Aufstellung 
der Innenbereichssatzung erfolgt nach den Regelungen 
des § 13 BauGB ohne Durchführung einer Umweltprü-
fung gemäß § 2 Abs. 4 BauGB. 

 
Folgende umweltbezogene Informationen und wesentlich 
bereits vorliegende umweltbezogene Stellungnahmen sind 
verfügbar: 
 
I Begründung 
 

In der Begründung wird u.a. die Bestandssituation sowie 
die Themen Artenschutzrechtlicher Fachbeitrag, Aus-
gleichs- und Vermeidungsmaßnahmen, Umweltbelange, 
Denkmalschutz, Immissionsschutz und Altstandorte/Alt-
lasten behandelt. 

 
II Fachgutachten und fachgutachterliche Stellungnahmen 
 
 Im Rahmen der Aufstellung der Innenbereichssatzung 

wurde ein Artenschutzrechtlicher Fachbeitrag erstellt. 
Dieser prüft die potentiellen artenschutzrechtlichen Be-
troffenheiten für planungsrelevante Arten. Außerdem 
werden Vermeidungsmaßnahmen auf häufige und ver-
breitete Vogelarten formuliert. Die Vorprüfung trifft dar-
über hinaus auch Aussagen über Wirkungsprognosen 
bezogen auf den Betrieb, Bau und die Art der potentiel-
len Bebauung. 

 
 Die zur Anwendung kommenden DIN-Normen und sons-

tige Gesetzestexte werden während der Offenlage zur 
allgemeinen Einsicht bereitgehalten. 

 
 
 
 
 
 
 

http://www.stadt-bad-salzuflen.de/aktuelle-bauleitplanung
http://www.stadt-bad-salzuflen.de/aktuelle-bauleitplanung
mailto:stadtplanung@bad-salzuflen.de
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 Der Geltungsbereich ist in dem beigefügten Übersichts-

plan grafisch dargestellt. Für die genauen Abgrenzungen 
sind die in den Planunterlagen vorgenommenen Grenz-
eintragungen verbindlich. 

 
Stadt Bad Salzuflen, den 29.03.2021 
 
Der Bürgermeister 
In Vertretung 
 
 
Zimmermann 
Technischer Beigeordneter 

Kr.Bl.Lippe 12.04.2021 
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Stadt Barntrup 
 

148 Hinweis auf die Veröffentlichung der öffentlich-
rechtlichen Vereinbarung zur Sicherung und 
Nutzung öffentlichen Archivguts zwischen den 
Städten Barntrup, Horn-Bad Meinberg, Lügde, 
Oerlinghausen, Schieder-Schwalenberg und 
den Gemeinden Augustdorf, Dörentrup, Leo-
poldshöhe und Schlangen sowie dem Kreis 
Lippe 

 
Die Stadt Barntrup weist gem. § 24 Abs. 3 Satz 2 des Ge-
setzes über kommunale Gemeinschaftsarbeit NRW (GkG 
NRW) darauf hin, dass die öffentlich-rechtliche Vereinba-
rung zur Sicherung und Nutzung öffentlichen Archivguts zwi-
schen den Städten Barntrup, Horn-Bad Meinberg, Lügde, O-
erlinghausen, Schieder-Schwalenberg und den Gemeinden 
Augustdorf, Dörentrup, Leopoldshöhe und Schlangen sowie 
dem Kreis Lippe mit dem entsprechenden Genehmigungs-
vermerk der Bezirksregierung  Detmold, am 01.03.2021 im 
Amtsblatt für den Regierungsbezirk Detmold, 206. Jahrg., 
Nr. 9 (ABl. Reg. Dt. 2021, S. 46 bis 48) und im Kreisblatt des 
Kreises Lippe, Nr. 16 vom 10.03.2021(S.142) bekannt ge-
macht wurde.  
 
Barntrup, den 24.03.2021 
 
Stadt Barntrup 
Der Bürgermeister 
 
 
Ortmeier 

Kr.Bl.Lippe 12.04.2021 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 

 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 



 KREISBLATT ï  AMTSBLATT DES KREISES LIPPE 287 
 

 

 

Stadt Blomberg 
 

149 12. Änderung des Bebauungsplanes Nr. 01/01 
Teilbereich Ostring, Berliner und Breslauer 
Straße der Stadt Blomberg, 

 hier:  Aufstellungsbeschluss und öffentliche 
Auslegung im vereinfachten Verfahren 

 
Der zuständige Fachausschuss für Bauen und Umwelt der 
Stadt Blomberg hat in seiner Sitzung am 25. März 2021 die 
12. Änderung des Bebauungsplanes Nr. 01/01 für einen 
Teilbereich zwischen Ostring, Berliner und Breslauer Straße 
beschlossen. 
  
Die Änderung betrifft die Flurstücke 914, 915, 916 und 918 
der Flur 8 in der Gemarkung Blomberg  
 
In derselben Sitzung wurde beschlossen, das erforderliche 
Beteiligungsverfahren durchzuführen. 
 
1.) Auf Grund der §§ 2 ff BauGB (Baugesetzbuch) wird die 

12. Änderung des Bebauungsplanes Nr. 01/01 im verein-
fachten Verfahren gem. § 13 BauGB vorgenommen. 
 

2.) Nach § 13 Abs. 3 BauGB wird hiermit bekannt gemacht, 
dass der Bebauungsplan im vereinfachten Verfahren 
ohne Durchführung einer Umweltprüfung nach § 2 Abs. 
4 BauGB geändert wird. Es wird ferner darauf hingewie-
sen, dass gem. § 13 Abs. 3 BauGB von dem Umweltbe-
richt gem. § 2a BauGB und von der Angabe nach § 3 
Abs. 2 Satz 2 BauGB, welche Arten umweltbezogener 
Informationen verfügbar sind sowie von der zusammen-
fassenden Erklärung nach § 10 Abs. 4 BauGB abgese-
hen wird. Von einer Umweltprüfung wird abgesehen. 
Eine Umweltverträglichkeitsprüfung ist nicht erforderlich. 

 
3.) Nach § 13 Abs. 2 Nr. 1 BauGB wird hiermit bekannt ge-

macht, dass von einer frühzeitigen Unterrichtung und Er-
örterung nach § 3 Abs. 1 BauGB und von einer Beteili-
gung der Behörden und sonstigen Träger öffentlicher 
Belange gem. § 4 Abs. 1 BauGB abgesehen wird. 

 
4.) In Verbindung mit § 13 Abs. 2 Nr. 2 BauGB wird zur Be-

teiligung der Öffentlichkeit die Auslegung nach § 3 Abs. 
2 BauGB durchgeführt. 

 
5.) Im Verbindung mit § 13 Abs. 2 Nr. 3 BauGB wird den 

berührten Behörden und sonstigen Trägern öffentlicher 
Belange Gelegenheit zur Stellungnahme innerhalb An-
gemessener Frist gegeben. 

 
Entsprechend diesem Beschluss wird hiermit gem. § 3 Abs. 
2 BauGB bekannt gemacht, dass der Entwurf zur Aufstel-
lung der Satzung einschließlich Begründung in der Zeit vom 
 

21. April bis 21. Mai 2021 (einschl.) 
 

im Fachbereich 60 ï Bauen und Stadtentwicklung ï der 
Stadt Blomberg, Marktplatz 2, 1. OG, während der Dienst-
stunden zu jedermanns Einsicht ausliegt. 
 
Während der Auslegungsfrist können Anregungen zu dem 
Entwurf schriftlich oder zur Niederschrift vorgebracht wer-
den. Über den Inhalt wird auf Verlangen Auskunft erteilt. 
Nicht fristgerecht eingereichte Stellungnahmen können bei 
der Beschlussfassung über die 5. Änderung des Bebau-
ungsplanes Nr. 01/02 unberücksichtigt bleiben.  

 
Es wird mit Bezug auf § 3 Abs. 1 Satz 2 BauGB darauf hin-
gewiesen, dass auch Kinder und Jugendliche Teil der Öf-
fentlichkeit sind. Ferner wird darauf hingewiesen, dass ein 
Antrag nach § 47 der Verwaltungsgerichtsordnung unzuläs-
sig ist, soweit mit ihm Einwendungen gemacht werden, die 
vom Antragsteller im Rahmen der öffentlichen Auslegung 
nicht oder verspätet geltend gemacht wurden, aber hätten 
geltend gemacht werden können. 
 
Die Lage des Plangebietes ist dem beigefügten Übersichts-
plan zu entnehmen. 
 
Hinweis: Die Unterlagen sind ebenfalls auf der Internetseite 
der Stadt Blomberg unter www.blomberg-lippe.de und im 
zentralen Portal des Landes nach BauGB unter https://uvp-
verbund.de/nw einsehbar. 
 
Blomberg, den 26. März 2021 
 
 
(Dolle) 
Bürgermeister 

Kr.Bl.Lippe 12.04.2021 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 

http://www.blomberg-lippe.de/
https://uvp-verbund.de/nw
https://uvp-verbund.de/nw
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